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Höchstspannungsleitung Pulgar – Vieselbach (Vorhaben 13 des Bundesbedarfsplange-
setzes - BBPlG), Abschnitt Ost (Pulgar - Geußnitz) 

 
Anordnung der sofortigen Vollziehung der Freistellungsentscheidung nach § 25 Netzaus-
baubeschleunigungsgesetz Übertragungsnetz (NABEG) und der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsgenehmigung nach §§ 17, 15, 14 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 
25.07.2019 
 
 
A. Entscheidung 
 
Auf Antrag der 50Hertz Transmission GmbH vom 06.07.2020 wird die sofortige Vollziehung der 
Freistellungsentscheidung nach § 25 NABEG und der naturschutzrechtlichen Eingriffsgenehmi-
gung nach §§ 17, 15, 14 BNatSchG vom 25.07.2019 für die Höchstspannungsleitung Pulgar – 
Vieselbach (Vorhaben 13 BBPlG), Abschnitt Ost (Pulgar - Geußnitz) angeordnet.  
 
Eine Kostenentscheidung wird vorbehalten.  
 
 
B. Rechtliche Begründung der Anordnung der sofortigen Vollziehung 
 
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung beruht auf § 80a Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. § 80 Abs. 2 Satz 
1 Nr. 4 VwGO. 
 
Nach § 80a Abs. 1 Nr. 1 VwGO kann die Behörde auf Antrag des Begünstigten nach § 80 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 4 VwGO die sofortige Vollziehung anordnen, wenn ein Dritter einen Rechtsbehelf ge-
gen den an einen anderen gerichteten, diesen begünstigenden Verwaltungsakt, einlegt. Gemäß 
§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO entfällt die aufschiebende Wirkung bei Verwaltungsakten in den 
Fällen, in denen die sofortige Vollziehung im öffentlichen Interesse oder im überwiegenden Inte-
resse eines Beteiligten von der Behörde, die den Verwaltungsakt erlassen oder über den Wider-
spruch zu entscheiden hat, besonders angeordnet wird.  
 
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO durch die 
Bundesnetzagentur ist formell rechtmäßig. Die Vorschriften zur Zuständigkeit, zum Verfahren 
und zur Form wurden beachtet. 
 
Die Bundesnetzagentur ist nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO die zuständige Behörde für die 
Anordnung der sofortigen Vollziehung, da sie die Freistellungsentscheidung bzw. Eingriffsge-
nehmigung (im Folgenden: die Zulassungsentscheidung) erlassen hat. Hierfür war die Bundes-
netzagentur wiederum nach § 31 Abs. 1 NABEG zuständig. 
Die Verfahrensvorschriften werden eingehalten, in dem die Anordnung der sofortigen Vollzie-
hung gemäß § 80a Abs. 1 Nr. 1 VwGO auf Basis eines Antrages des Begünstigten vom 
06.07.2020 erfolgt. Dass bei Antragstellung ein Rechtsbehelf Dritter noch nicht eingelegt ist, 
steht dabei der Zulässigkeit des Antrags auf sofortige Vollziehung nicht entgegen (vgl. 
Kopp/Schenke, 25. Auflage 2019, VwGO § 80a Rn. 8).  
Das Formerfordernis gemäß § 80 Abs. 3 Satz 1 VwGO wurde beachtet. Der Antragsteller hat 
das besondere Interesse an der sofortigen Vollziehung begründet.   
 
Materiell-rechtlich begründet sich die Anordnung der sofortigen Vollziehung dadurch, dass das 
Interesse des Antragstellers an der sofortigen Vollziehung der Zulassungsentscheidung das In-
teresse Dritter an der aufschiebenden Wirkung eines Rechtsbehelfs überwiegt.  
 
Im Rahmen der Interessenabwägung ist den Erfolgsaussichten des Rechtsbehelfs in der Haupt-
sache ein zentrales Gewicht beizumessen, wenn durch ein und dieselbe behördliche Maßnahme 
nicht nur ein Beteiligter berührt ist, sondern einer belastet und ein anderer begünstigt wird. In 
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dieser Konstellation stehen sich im Grundsatz abstrakt gleichwertige Interessen Privater gegen-
über. Art. 19 Abs. 4 GG streitet insoweit nicht schon für die ein oder andere Seite, womit die Er-
folgsaussichten eines Rechtsbehelfs als wesentliches, objektives Entscheidungskriterium Be-
achtung zu finden haben. Je geringer die Aussichten eines Beteiligten sind mit seinem Rechts-
behelf Erfolg zu haben, desto geringer ist auch sein Rechtsschutzinteresse. (vgl. Eyer-
mann/Hoppe, 15. Aufl. 2019, VwGO § 80a Rn. 6) 
 
Mit weit überwiegender Wahrscheinlichkeit hat ein Drittrechtsbehelf gegen die Zulassungsent-
scheidung keinen Erfolg. Sie würde der Überprüfung in einem Widerspruchsverfahren standhal-
ten. Die Zulassungsentscheidung verletzt Dritte nicht in einem ihrer Rechte und enthält keinen 
Verstoß gegen umweltbezogene Rechtsvorschriften, der Rechtsbehelfe anerkannter Umweltver-
einigungen gemäß § 2 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz (UmwRG) begründen 
könnte. Die Zulassungsentscheidung ist ferner zweck- bzw. verhältnismäßig.  
 
Die von dem Vorhaben unmittelbar betroffenen Grundstückseigentümer, deren Flurstücke be-
reits im Zuge der Errichtung der Bestandsleitung dinglich gesichert worden sind, sind keiner 
erstmaligen oder stärkeren Betroffenheit durch das Vorhaben des Antragstellers ausgesetzt. Im 
Falle einer erstmaligen oder stärkeren Betroffenheit hingegen hat der Antragsteller sich hierüber 
mit den hiervon betroffenen Grundstückseigentümern bereits geeinigt.  
 
Rechte anerkannter Naturschutzvereinigungen zur Beteiligung im Zulassungsverfahren wurden 
nicht verletzt. Im Anzeigeverfahren, das der Zulassungsentscheidung zugrunde liegt, besteht 
kein derartiges Beteiligungsrecht. Das ist erkennbar daran, dass § 63 Abs. 1 Nrn. 3, 4, Abs. 2 
Nrn. 6, 7 BNatSchG Mitwirkungsrechte anerkannter Naturschutzvereinigungen lediglich in Plan-
feststellungs- und Plangenehmigungsverfahren vorsieht.  
 
Ein Beteiligungsrecht anerkannter Naturschutzvereinigungen wurde auch nicht durch unzuläs-
sige Durchführung eines Anzeigeverfahrens umgangen, obwohl ein Planfeststellungs- oder 
Plangenehmigungsverfahren unter Beteiligung anerkannter Naturschutzvereinigungen hätte 
durchgeführt werden müssen. Die Durchführung des Anzeigeverfahrens beruht darauf, dass die 
Voraussetzungen hierfür vorlagen und die Bundesnetzagentur sich ermessensfehlerfrei für das 
Anzeigeverfahren an Stelle eines Planfeststellungs- oder Plangenehmigungsverfahrens ent-
schieden hat. Insoweit wird auf die Begründung der Zulassungsentscheidung verwiesen. 
 
Das Vorhaben beinhaltet insbesondere nur unwesentliche Änderungen im Sinne von § 25 Abs. 1 
Sätze 1 u. 2 NABEG. Eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG) war nicht durchzuführen. Andere öffentliche Belange sind zwar be-
rührt, jedoch liegen die dafür erforderlichen, behördlichen Entscheidungen vor, die dem Plan 
nicht entgegenstehen. Rechte anderer sind entweder gar nicht erst betroffen oder aber der An-
tragsteller hat mit den vom Plan Betroffenen entsprechende Vereinbarungen getroffen.  
 
Im Rahmen der Entscheidung, an Stelle eines Planfeststellungs- bzw. Plangenehmigungsver-
fahrens ein Anzeigeverfahren gemäß § 25 Abs. 1 Satz 1 NABEG durchzuführen, hat die Bun-
desnetzagentur ihr hierzu eingeräumtes Ermessen ordnungsgemäß ausgeübt. Sie hat erkannt, 
dass ihr Ermessen im Rahmen dieser Entscheidung zusteht. Mit den angestellten Ermessenser-
wägungen hat sie sich in dem gesetzlichen Rahmen bewegt. Sie hat keine sach- oder zweck-
fremden Erwägungen zugrunde gelegt, die Bedeutung der betroffenen öffentlichen und privaten 
Belange erkannt und diese angemessen gewichtet. Die vorliegende Ermessensentscheidung ist 
verhältnismäßig. 
 
Die umweltbezogenen Vorschriften im Sinne von § 2 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 UmwRG wurden einge-
halten. Insbesondere die Vorschriften des UVPG, des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, der 
Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm, der Verordnung über elektromagnetische Fel-
der sowie des BNatSchG fanden Beachtung. Auch insoweit wird auf die Begründung der Zulas-
sungsentscheidung verwiesen.  
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Nicht nur hat die Bundesnetzagentur sich ermessensfehlerfrei für die Zulassung des Vorhabens 
im Wege des Anzeigeverfahrens entschieden. Auch hält die Entscheidung für die Durchführung 
eines Anzeigeverfahrens an Stelle eines Plangenehmigungs- oder Planfeststellungsverfahrens 
einer nachträglichen Zweckmäßigkeitsprüfung stand, wie sie im Rahmen eines Widerspruchs-
verfahrens durchzuführen wäre. An den angestellten Ermessenserwägungen zur Freistellungs-
entscheidung wird festgehalten. Dem entgegenstehende Ermessenserwägungen sind nicht er-
sichtlich. 
 
Neben den fehlenden Erfolgsaussichten eines Drittrechtsbehelfs gegen die Zulassungsentschei-
dung besteht zusätzlich ein besonderes, privates Interesse des Antragstellers an der sofortigen 
Vollziehung der Zulassungsentscheidung.  
 
Denn im Falle eines Widerspruchs mit aufschiebender Wirkung droht die Vorhabenverwirkli-
chung sich erheblich hinauszuzögern und die Gefahr der Netzüberlastung entsprechend länger 
fortzubestehen. Dadurch wäre zum einen der Antragsteller bei der Ausübung seiner Berufsfrei-
heit gemäß Art. 12 Abs. 1 GG bzw. in der Freiheit im Umgang mit seinem Eigentum gemäß 
Art. 14 Abs. 1 GG betroffen. Zum anderen widerspräche das Szenario seinem Interesse, das 
Übertragungsnetz sicher, zuverlässig und leistungsfähig zu betreiben, wozu er gemäß § 11 
Abs. 1 Satz 1 EnWG verpflichtet ist. Von den geplanten Vorarbeiten im Abschnitt Ost verspricht 
sich der Antragsteller eine rechtzeitige Realisierbarkeit hinsichtlich des Vorhaben 13 BBPlG. 
 
Das Stromnetz des Antragstellers ist Überlastungen ausgesetzt, solange das Vorhaben 13 des 
BBPlG nicht umgesetzt wird (vgl. BT-Drs. 17/12638, S. 20). Die Höchstspannungsleitung Pulgar 
– Vieselbach ist aufgrund der vorherrschenden Hauptleistungsflussrichtung von Nordost/Ost 
nach Südwest/West bei entsprechenden Erzeugungs- und Lastsituationen bereits heute sehr 
stark belastet. Neben dem Übertragungsbedarf an konventioneller Erzeugungsleistung muss sie 
die stetig steigende Erzeugungsleistung aus erneuerbaren Energien aufnehmen. Die Übertra-
gungskapazität der bestehenden Leitung ist für die zu erwartenden Übertragungsaufgaben nicht 
mehr ausreichend. Zwecks Netzentlastung müssen Anlagen zur Stromgewinnung im Einzelfall 
abgeregelt werden (vgl. BT-Drs. 17/12638, S. 11). 
 
Erhebliche Verzögerungen in der Vorhabenverwirklichung und dadurch länger anhaltende Netz-
überlastungen drohen, da im Falle von nicht plangemäß in Anspruch genommenen Bauleistun-
gen und Schaltzeitfenstern sich Ersatz hierfür voraussichtlich nicht kurzfristig organisieren lässt. 
Vielmehr ist zu erwarten, dass im Falle der Rechtsbehelfseinlegung die Verzögerung sich nicht 
nur auf den Zeitraum der aufschiebenden Wirkung beschränkt, sondern darüber hinaus die Vor-
habenverwirklichung schwerwiegend hinausgezögert würde. Dies ist auf Markt- und Kapazitäts-
engpässe hinsichtlich Bauleistungen und Schaltzeitfenster zurückzuführen. 
 
Auf dem Markt der vorhabenrelevanten Bauleistungen herrscht eine erhöhte Nachfrage, der die 
Marktanbieter nicht nachkommen können. Diese Problematik verschärft sich aller Voraussicht 
nach ab dem ersten Quartal 2021 bis mindestens zum vierten Quartal 2023, da in diesem Zeit-
raum andere Bundesbedarfsplanvorhaben in Konkurrenz zu dem hier gegenständlichen Vorha-
ben Nr. 13 des Bundesbedarfsplans treten. Zu den konkurrierenden Vorhaben allein des Antrag-
stellers zählen die Bundesbedarfsplanvorhaben Nr. 10, 11, 14 (in zwei Abschnitten) und 39 (in 
drei Abschnitten). Darüber hinaus ist eine entsprechende Nachfrage anderer Übertragungsnetz-
betreiber zu erwarten. 
 
Die drohende Verzögerung, die mit nicht planmäßig genutzten Schaltzeitfenstern einhergeht, ba-
siert auf den zeitlich stark begrenzten Schaltkapazitäten sowie auf dem Abstimmungsaufwand 
zwischen dem Antragsteller und benachbarten Netzbetreibern. Die zeitliche Begrenzung und 
knappe Verfügbarkeit der Schaltzeitfenster sind dabei auf die großen Prognoseunsicherheiten 
hinsichtlich Stromnachfrage und –angebot bzw. auf den Umstand zurückzuführen, dass die be-
reits gefährdete Netzstabilität durch Ausschaltungen prinzipiell noch stärker gefährdet wird. Der 
beträchtliche Zeitaufwand für die Abstimmung mit benachbarten Übertragungsnetzbetreibern 
hingegen ergibt sich aus der Vielzahl an Netzbetreibern, die durch die Ausschaltungen betroffen 
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sind. Die unter den Übertragungsnetzbetreibern jährlich festgelegte Ausschaltplanung ist des-
halb nur begrenzt nachträglichen Umplanungen zugänglich.  
So steht bisher zur teilweisen Vornahme der Umbeseilung nur das eingeplante Schaltzeitfenster 
vom 17. August bis zum 09. Oktober im Jahr 2020 zur Verfügung. Für die restlichen Umbesei-
lungsarbeiten ist lediglich ein Schaltzeitfenster im Spätsommer des Jahres 2021 vorgesehen. 
 
Wie auch schon auf dem Markt der Bauleistungen verschärft sich das Problem begrenzter 
Schaltkapazitäten durch eine erhöhte Nachfrage der Schaltzeitfenster. Diese ist dem Umstand 
geschuldet, dass Schaltzeitfenster auch für die Verwirklichung anderer Ausbauvorhaben benö-
tigt werden. Insoweit ist insbesondere auf das Bundesbedarfsplanvorhaben Nr. 14 zu verweisen, 
das parallel zum hier gegenständlichen Bundesbedarfsplanvorhaben Nr. 13 verläuft und Schalt-
zeitfenster in demselben Netzabschnitt in Anspruch zu nehmen droht. 
 
Da ersatzweise Schaltzeitfenster zugleich mit den ersatzweisen Bauleistungen koordiniert wer-
den müssen, erhöht sich das damit verbundene Verzögerungspotenzial zusätzlich.  
 
Das Interesse des Antragstellers an der sofortigen Vollziehung der Zulassungsentscheidung 
wird ferner durch ein entsprechendes, öffentliches Interesse gestützt.  
 
Das öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung der Zulassungsentscheidung ergibt sich 
unter anderem aus § 1 Satz 3 NABEG. Die Realisierung von Stromleitungen, die in den Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes fallen, ist aus Gründen eines überragenden öffentlichen Interes-
ses und im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich. Da das Vorhaben Nr. 13 als länder-
übergreifend im BBPlG gekennzeichnet ist, unterfällt es dem Anwendungsbereich des NABEG. 
Die Realisierung ist damit aus Gründen eines überragenden öffentlichen Interesses erforderlich.  
 
Das hohe öffentliche Interesse an einem schnellen Voranschreiten des Energieleitungsausbaus 
wird auch durch die Begründung des Gesetzes zur Beschleunigung des Energieleitungsausbaus 
deutlich (BR-Drs. 11/19): „Für das weitere Gelingen der Energiewende, insbesondere für die Er-
reichung des Ziels von 65 Prozent erneuerbarer Stromerzeugung im Jahr 2030, müssen daher 
neue Transportkapazitäten im Netz geschaffen werden. Zu diesem Zweck sollen die Höchst- 
und Hochspannungsnetze in Deutschland optimiert, ertüchtigt und ausgebaut werden. Hierfür 
besteht angesichts des raschen Ausbaus der erneuerbaren Energien ein hoher Zeitdruck. Trotz 
großer Anstrengungen von Bund, Ländern, Kommunen und Netzbetreibern hinkt der Netzaus-
bau den bisherigen Planungen hinterher.“  
 
Ferner berühren anhaltende Netzüberlastungen das öffentliche Interesse an einer funktionieren-
den, strombezogenen Daseinsfürsorge. Ein Netzzusammenbruch kann aufgrund des weiträumig 
zusammenhängenden Stromnetzes eine Vielzahl an Personen und Einrichtungen betreffen.  
 
Selbst aber, wenn Netzüberlastungen bzw. Netzzusammenbrüche durch Einspeisemanagement 
oder Redispatch verhindert werden können, wiegen die damit verursachten, volkswirtschaftli-
chen Kosten schwer. Diese von den Netzbetreibern zunächst zu tragenden Kosten können 
grundsätzlich über die Netzentgelte weitergereicht werden. Letztlich ist dadurch bei den Endver-
brauchern eine entsprechende Kostensteigerung zu erwarten. Auch auf Basis dieser Erwägun-
gen besteht ein öffentliches Interesse daran, mittels der sofortigen Vollziehung der Zulassungs-
entscheidung der Gefahr entgegenzutreten, dass die Verwirklichung des Vorhabens Nr. 13 des 
BBPlG sich verzögert und damit Netzüberlastungen länger bestehen.  
 
Gemäß § 80 Abs. 4 Satz 1 VwGO kann die Bundesnetzagentur die Vollziehung der Zulassungs-
entscheidung aussetzen. Hierzu können Dritte einen entsprechenden Antrag stellen. 
 
Ferner kann gemäß § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO das Gericht der Hauptsache auf Antrag die auf-
schiebende Wirkung ganz oder teilweise wiederherstellen. Ist der Verwaltungsakt im Zeitpunkt 
der Entscheidung schon vollzogen, so kann das Gericht die Aufhebung der Vollziehung gemäß 
§ 80 Abs. 5 Satz 3 VwGO anordnen. 
 



6 
 

 

Im Auftrag 

gez. Ines Reichel 

Abteilung Netzausbau, RefL 805 
 

 

 


